
 

  

S 9 AS 350/21

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Sozialgericht Karlsruhe
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 9
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Zu den Anforderungen an die Nachweis-

und Auskunftspflicht im Rahmen des
Grundsicherungsrechts.

Leitsätze Die Aussage eines Leistungsbeziehers,
Arbeitslosengeld II nur deswegen
beantragt zu haben, sodass er gesetzlich
krankenversichert sei, erhöht die
Anforderungen an den Nachweis der
Bedürftigkeit.

Normenkette § 54 SGG, § 60 SGB I, § 41a SGB II

1. Instanz

Aktenzeichen S 9 AS 350/21
Datum 06.10.2021

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Â 

Tenor: 1. Die Klage wird abgewiesen.

Â 

2. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
nicht zu erstatten.

Â 

Tatbestand
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Der KlÃ¤ger wendet sich mit der Klage gegen eine geforderte Erstattung von
vorlÃ¤ufig bewilligten Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem
Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II) nach abschlieÃ�ender Festsetzung fÃ¼r den
Zeitraum von Mai 2018 bis Oktober 2018 in HÃ¶he von 4.889,70 â�¬.

Der KlÃ¤ger fÃ¼hrt er ein gastronomisches Gewerbe, spezialisiert auf orientalische
SÃ¼Ã�waren. Mittlerweile bietet er auch andere Gerichte (ein Reisgericht, mehrere
Pizzen) zum Verkauf an, wie auch einen Lieferdienst samt Catering. Gleichzeitig
steht er seit LÃ¤ngerem im laufenden Leistungsbezug bei dem Beklagten. Dieser
bewilligte ihm unter anderem mit Bescheid vom 26.06.2018 in der Form des
Ã�nderungsbescheids vom 19.10.2018 vorlÃ¤ufig Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II fÃ¼r den Zeitraum von Mai 2018 bis Oktober
2018 in HÃ¶he von monatlich 656,40 â�¬.

Nach wiederholten Aufforderungen zur Mitwirkung zwecks abschlieÃ�ender
Festsetzung der Leistungen, legte der KlÃ¤ger zunÃ¤chst eine â��ausgefÃ¼llteâ��
Anlage EKS mit den angeblich abschlieÃ�enden Angaben zum Einkommen aus
seiner selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit fÃ¼r den Zeitraum von Mai 2018 bis Oktober 2018
vor, jedoch ohne Unterschrift (Eingangsstempel 25.03.2019). Sodann forderte der
Beklagte den KlÃ¤ger mit Schreiben vom 09.04.20219 auf, dieses Exemplar,
welches ihm zurÃ¼ckgeschickt wurde, noch zu unterschreiben. Die nunmehr
unterschriebene Anlage EKS fÃ¼r den Zeitraum von Mai 2018 bis Oktober 2018
ging am 18.04.2019 bei dem Beklagten ein.

Der Beklagte forderte den KlÃ¤ger ergÃ¤nzend dazu mit Schreiben vom 15.05.2019
auf, KontoauszÃ¼ge seines Paypal-Kontos fÃ¼r den Zeitraum Mai 2018 bis Oktober
2018, die betriebswirtschaftliche Auswertung seines Steuerberaters fÃ¼r den
Zeitraum Mai 2018 bis Oktober 2018, Belege Ã¼ber die bezahlte Vorsteuer an das
Finanzamt vorzulegen, sowie zu eventuellen Privatentnahmen und zur Finanzierung
der Unterdeckung in HÃ¶he von 2.350,00 â�¬ Stellung zu beziehen.

Weil der KlÃ¤ger seine abschlieÃ�enden Angaben zu seinem Einkommen aus seiner
TÃ¤tigkeit als lebensmittelverarbeitender Gastronom nicht nachkam, stellte der
Beklagte mit Bescheid vom 21.08.2019 fest, dass ein Leistungsanspruch nach dem
SGB II â��im Zeitraum Mai 2019 bis Oktober 2019â�� (sic!) nicht bestand und
forderte ihn auf, die zu Unrecht an ihn erbrachten Leistungen fÃ¼r diesen Zeitraum
in HÃ¶he von 4.889,70 â�¬ zu erstatten.

Hiergegen erhob dann der KlÃ¤ger mit Hilfe seines BevollmÃ¤chtigten Widerspruch.
Auch der BevollmÃ¤chtigte konnte vom KlÃ¤ger in einer abschlieÃ�enden
Besprechung keine ausreichend aufbereiteten Unterlagen erhalten, weshalb er um
Entscheidung Ã¼ber die WidersprÃ¼che nach Aktenlage bat.

Aufgrund eines formellen Fehlers hob der Beklagte die Bescheide vom 21.08.2019
mit Abhilfebescheid vom 07.08.2020 zu Gunsten des KlÃ¤gers auf.

Sodann wurde das Verfahren zur â��endgÃ¼ltigen Festsetzung des
Leistungsanspruchsâ�� fÃ¼r den Zeitraum Mai 2018 bis Oktober 2018 erneut in
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Gang gesetzt. Ã�ber die ihm im Falle der Nichtvorlage der geforderten Nachweise
drohenden Rechtsfolgen, nÃ¤mlich Feststellung, dass im Zeitraum Mai 2018 bis
Oktober 2018 kein Leistungsanspruch nach dem SGB II bestehen wÃ¼rde und das
gesamte, fÃ¼r diesen Zeitraum ausgezahlte Arbeitslosengeld II erstattet verlangt
wird, wurde er mit Aufforderungsschreiben vom 07.08.2020 belehrt. 

Wiederum bot der KlÃ¤ger keine Nachweise an, weshalb mit Bescheiden vom
03.11.2020 erneut eine â��Nullfestsetzungâ�� durchgefÃ¼hrt wurde und â�� wie
schon zuvor, nur dieses Mal fÃ¼r den richtigen Zeitraum â�� das zu Unrecht an den
KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit vom 01.05.2018 bis 31.10.2018 gezahlte Arbeitslosengeld II
in HÃ¶he von 4.889,70 â�¬ erstattet verlangt wurde.

Auf den hiergegen erhobenen, aber nicht nÃ¤her begrÃ¼ndeten oder mit
Nachweisen versehen Widerspruch wies der Beklagte den KlÃ¤ger mit Schreiben
vom 08.12.2020 letztmalig darauf hin, die Angaben zu seinem Einkommen bis zum
30.12.2020 nachzuweisen. Insbesondere habe der KlÃ¤ger erneut das benÃ¶tigte
Formular Anlage EKS auszufÃ¼llen und die darin enthaltenen Angaben anhand
geeigneter Belege nachzuweisen. Des Weiteren habe er auch KontoauszÃ¼ge
seiner Privat- und GeschÃ¤ftskonten fÃ¼r die Zeit vom 01.05.2018 bis 31.10.2018
lÃ¼ckenlos in Kopie vorzulegen. Zuletzt verlange er einen Nachweis Ã¼ber die
Einkommens- und Umsatzsteuer fÃ¼r 2018.

Da sich der KlÃ¤ger hierauf nicht rÃ¼hrte, entscheid der Beklagte nach Aktenlage
und wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 05.01.2021 als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Der Widerspruch habe sich ausdrÃ¼cklich nur gegen den
Bescheid vom 03.11.2020, welcher die Feststellung zum Inhalt hatte, dass ein
Leistungsanspruch im Zeitraum vom 01.05.2018 bis 31.10.2018 nicht bestand
(â��endgÃ¼ltige Festsetzungâ��), gerichtet. Der KlÃ¤ger vermÃ¶ge mit seinen
Ausreden nicht mehr zu Ã¼berzeugen. Das Bundessozialgericht habe zwar im
Zusammenhang mit den hier bei der Entscheidung vom 03.11.2020 zur Anwendung
gelangten Vorschriften die Ansicht vertreten, dass sie keine
â��PrÃ¤klusionswirkungâ�� entfalten, also, dass Nachweise im Zusammenhang mit
einer abschlieÃ�enden Entscheidung nach Â§ 41a SGB II auch noch im
Widerspruchsverfahren vorgelegt werden kÃ¶nnten. SpÃ¤testens nach der
schriftlichen Aufforderung durch die Widerspruchsstelle vom 08.12.2020 mit einer
erneuten groÃ�zÃ¼gigen Fristsetzung bis zum 30.12.2020 hÃ¤tte der KlÃ¤ger aber
reagieren mÃ¼ssen.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 08.02.2021 Klage zum Sozialgericht Karlsruhe
erhoben. Zur BegrÃ¼ndung verweist er auf die beim Jobcenter lÃ¤ngst vorgelegte
EKS vom 29.03.2019 nebst KontoauszÃ¼gen Mai 2018 bis Oktober 2018, sowie
zusÃ¤tzlich auf die von seinem steuerlichen Berater angefertigten
Umsatzsteuervoranmeldungen Mai 2018 bis Oktober 2018 mit den jeweiligen
betriebswirtschaftlichen Auswertungen (BWA). Der Beklagte werde insoweit um
nochmalige Ã�berprÃ¼fung gebeten.

Der KlÃ¤ger beantragt,
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die Bescheide des Beklagten vom 03.11.2020 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 05.01.2021 aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Klage abzuweisen.

Er ist der Ansicht, die klÃ¤gerischen Angaben seien schlichtweg nicht
nachvollziehbar. Die vorliegenden KontoauszÃ¼ge von seinem GeschÃ¤ftskonto,
welches er aufgrund privater Mietzahlungen offensichtlich auch privat nutze,
wÃ¼rden Ã¼berhaupt keinen Aufschluss Ã¼ber seine GeschÃ¤ftstÃ¤tigkeiten
geben, auÃ�er, dass er jedes Mal hÃ¶here Bareinzahlungen vornehme, kurz bevor
es zu Abbuchungen komme. Trotzdem wÃ¼rden BetrÃ¤ge, vornehmlich die in
unterschiedlicher HÃ¶he gezahlten Kosten fÃ¼r die GeschÃ¤ftsraummiete und die
geschÃ¤ftlich veranlassten Energiekosten, immer wieder zurÃ¼ckgebucht. Es sei
nicht verstÃ¤ndlich, was dann mit seinen Betriebsausgaben sei. Die wolle er
angeblich immer in â��barâ�� bestreiten. Belege seien Fehlanzeige bis zum
heutigen Tage. Der KlÃ¤ger sei immer und immer wieder darÃ¼ber informiert
worden, in welchem Umfang und in welcher Form er seine Nachweise zu erbringen
habe. Dies kÃ¶nne auch der fÃ¼r den KlÃ¤ger zustÃ¤ndige Sachbearbeiter Herr H
bezeugen. Der KlÃ¤ger dÃ¼rfte um ein Vielfaches hÃ¶here UmsÃ¤tze haben, als er
nachweislich nicht erwiesen vorgibt zu haben. Es sei befremdlich, dass die
KassenbÃ¼cher nicht auffindbar seien. Es sei zu vermuten, dass er sich die
Einnahmen aus dem TagesgeschÃ¤ft abends nach GeschÃ¤ftsschluss â��in die
Tascheâ�� stecke. AufÂ derÂ Internetseite des klÃ¤gerischen Betriebes kÃ¶nne sich
ein Ã�berblick Ã¼ber verschiedene SÃ¼Ã�speisen verschafft werden, die der
KlÃ¤ger in seinem Lokal und auch als Lieferservice anbiete. Hier werde auch
Werbung dafÃ¼r gemacht, dass der Betrieb â��die Anforderungen von Hochzeiten
und Veranstaltungen Essen und orientalische SÃ¼Ã�igkeiten (Mansaf, Vorspeisen.,
Baklava, Kuchen und Kekse)â�� erfÃ¼lle. Es dÃ¼rfte daher auch ein florierendes
GeschÃ¤ft mit Torten zu den gegebenen AnlÃ¤ssen bestehen. Auch dies sei den
Bildern auf der Internetseite zu entnehmen. Die nun im Klageverfahren vorgelegten
Nachweise seien fÃ¼r eine (sozialrechtliche) Beurteilung des Einkommens des
KlÃ¤gers aus seiner TÃ¤tigkeit als Gastronom im Zeitraum 01.05.2018 bis
31.10.2018 nach wie vor nicht ergiebig. Quittungen und Belege aus dieser Zeit
wÃ¼rden ihm weder im Original, noch als Kopie vorliegen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und den der Verwaltungsakte des
Beklagten Bezug genommen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

I. Die Klage ist in Form der Anfechtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Var. 1 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zwar zulÃ¤ssig, jedoch unbegrÃ¼ndet. Die Bescheide
des Beklagten vom 03.11.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
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05.01.2021, sind rechtmÃ¤Ã�ig und kÃ¶nnen den KlÃ¤ger daher auch nicht in
seinen Rechten verletzen (vgl. Â§ 54 Abs. 4 SGG). Der Beklagte hat mit den
angegriffenen Bescheiden zu Recht die Nullfestsetzung des Leistungsanspruchs im
Zeitraum von Mai 2018 bis Oktober 2018 vorgenommen und die vorlÃ¤ufig
bewilligten Leistungen in HÃ¶he von 4.889,70 â�¬ erstattet verlangt.

Neben dem endgÃ¼ltigen Festsetzungsbescheid wird auch der
Erstattungsbescheid, der lediglich den endgÃ¼ltigen Festsetzungsbescheid umsetzt
und gemeinsam mit diesem auf dem vorlÃ¤ufigen Bewilligungsbescheid aufbaut,
nach Â§ 96 Abs. 1 SGG Gegenstand des sozialgerichtlichen Verfahrens, so dass es
der DurchfÃ¼hrung eines gesonderten Vorverfahrens betreffend den
Erstattungsbescheid nicht bedarf (vgl. Landessozialgericht Chemnitz, Urteil vom
03.06.2021, Az.: L 7 AS 1044/18).

1. Dem KlÃ¤ger wurden ursprÃ¼nglich vorlÃ¤ufige Leistungen nach dem SGB II
gemÃ¤Ã� Â§Â  41a Abs. 1 Nr. 1 SGB II gewÃ¤hrt. ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r
den Erlass der Bescheide vom 03.11.2020 ist Â§ 41a Abs. 3 S. 3 und 4 i.V.m Abs. 6
S. 2 und 3 SGB II. Nach Â§ 41a Abs. 3 S. 3 SGB II setzen die TrÃ¤ger der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende den Leistungsanspruch fÃ¼r diejenigen
Kalendermonate nur in der HÃ¶he abschlieÃ�end fest, in welcher seine
Voraussetzungen ganz oder teilweise nachgewiesen wurden, wenn die
leistungsberechtigte Person oder die mit ihr in Bedarfsgemeinschaft lebenden
Personen ihrer Nachweis- oder Auskunftspflicht bis zur abschlieÃ�enden
Entscheidung nicht, nicht vollstÃ¤ndig oder trotz angemessener Fristsetzung und
schriftlicher Belehrung Ã¼ber die Rechtsfolgen nicht fristgemÃ¤Ã� nachkommt.
FÃ¼r die Ã¼brigen Kalendermonate wird festgestellt, dass ein Leistungsanspruch
nicht bestand (vom BSG als Nullfeststellungsregelung bezeichnet; vgl. BSG, Urteil
vom 12.09.2018, Az.: B 4 AS 39/17 R). Soweit im Bewilligungszeitraum in einzelnen
Kalendermonaten vorlÃ¤ufig zu hohe Leistungen erbracht wurden, sind gemÃ¤Ã� Â§
41a Abs. 6 SGB II die sich daraus ergebenden Ã�berzahlungen auf die
abschlieÃ�end bewilligten Leistungen anzurechnen, die fÃ¼r andere
Kalendermonate dieses Bewilligungszeitraums nachzuzahlen wÃ¤ren.
Ã�berzahlungen, die nach der Anrechnung fortbestehen, sind zu erstatten. Das gilt
auch im Fall des Â§ 41a Abs. 3 S. 3 und 4 SGBÂ II.

2. FÃ¼r den hier streitigen Zeitraum Mai 2018 bis Oktober 2018 war festzustellen,
dass ein Leitungsanspruch des KlÃ¤gers nicht bestand. Der KlÃ¤ger als
Leistungsberechtigter im Sinne der Â§Â§Â 7 und 9 SGB II ist seiner Nachweis- und
Auskunftspflicht im Rahmen des ihm MÃ¶glichen nicht nachgekommen, obwohl er
hierÃ¼ber und Ã¼ber die Rechtsfolgen einer Verletzung der Nachweis- und
Auskunftspflicht mehrfach ordnungsgemÃ¤Ã� belehrt worden ist und ihm jeweils
eine angemessene Frist gesetzt wurde.

Die Auskunftspflicht resultiert fÃ¼r den KlÃ¤ger aus Â§ 60 Abs. 1 S. 1 des Ersten
Sozialgesetzbuchs (SGB I). Danach hat derjenige, der Sozialleistungen beantragt
oder erhÃ¤lt, alle Tatsachen anzugeben, die fÃ¼r die Leistung erheblich sind, und
auf Verlangen des zustÃ¤ndigen LeistungstrÃ¤gers der Erteilung der erforderlichen
AuskÃ¼nfte durch Dritte zuzustimmen.
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Da der KlÃ¤ger mit seinem gastronomischen Betrieb selbstÃ¤ndig tÃ¤tig ist und
hieraus Einkommen erzielt, hat er dieses fÃ¼r die einkommensabhÃ¤ngigen
Leistungen nach dem SGB II nachzuweisen. Dem ist der KlÃ¤ger bis zum Zeitpunkt
der Entscheidung nicht nachgekommen. Er hat zwar die EKS vom 29.03.2019 nebst
KontoauszÃ¼gen Mai 2018 bis Oktober 2018, sowie zusÃ¤tzlich auf die von seinem
steuerlichen Berater angefertigten Umsatzsteuervoranmeldungen Mai 2018 bis
Oktober 2018 mit den jeweiligen BWA vorgelegt. Ohne Vorlage weiterer Nachweise
sind diese jedoch unter BerÃ¼cksichtigung der beklagtenseits aufgezeigten
Ungereimtheiten nicht in sich schlÃ¼ssig und damit auch nicht geeignet,
nachvollziehbar Auskunft Ã¼ber die klÃ¤gerische Einkommenssituation zu geben.
Es fehlen nach wie vor:

â�� Belege fÃ¼r die Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben fÃ¼r die Zeit vom
01.05.2018 bis 31.10.2018Â  

â�� Herkunft der Bareinzahlungen auf seinem GeschÃ¤ftskonto

â�� Anlass der schwankenden GeschÃ¤ftsraummiete

â�� Anlass der RÃ¼ckbuchung der gezahlten GeschÃ¤ftsraummiete und
Energiekosten

Ohne Vorlage dieser zusÃ¤tzlichen Nachweise, mithin ohne Mitwirkung seitens des
KlÃ¤gers, war es weder dem Beklagten noch ist es dem Gericht im Rahmen der
Amtsermittlungspflicht mÃ¶glich, den Sachverhalt weiter aufzuklÃ¤ren.

Zu berÃ¼cksichtigen ist ferner die Aussage des Zeugen H, nach welcher der
KlÃ¤ger vor ihm geÃ¤uÃ�ert habe, Arbeitslosengeld II nur deswegen beantragt zu
haben, sodass er gesetzlich krankenversichert sei. Das erkennende Gericht wertet
diese Aussage als Indiz, dass der KlÃ¤ger ein ausreichend hohes Einkommen erzielt,
dass er eigentlich nicht auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem SGB II angewiesen wÃ¤re. Zumindest sind vor diesem Hintergrund an die
Nachweispflicht des KlÃ¤gers hÃ¶here Anforderungen zu stellen als wenn ihm
unverschuldet der Nachweis nicht mÃ¶glich gewesen wÃ¤re. Die erkennende
Kammer muss sich diesbezÃ¼glich den Bedenken der Beklagtenseite anschlieÃ�en,
dass weitere Einnahmequellen bestehen, die der KlÃ¤ger noch nicht angegeben hat.
Es erscheint lebensfremd, dass die besagten Unterlagen, die der KlÃ¤ger als
Nachweis vorgibt, nicht zu haben, seit dem Jahre 2018 bei seiner Steuerberaterin
verharren bzw. ihm Ã¼ber die Jahre hinweg unmÃ¶glich gewesen sein mag, die
Unterlagen zurÃ¼ckzufordern. Weitere Ermittlungen seitens des Gerichts waren
diesbezÃ¼glich nicht veranlasst. Unter Berufung auf die Aussage des Zeugen H, der
KlÃ¤ger sei aus betriebswirtschaftlicher Sicht mit seinem Gewerbe maÃ�los
Ã¼berfordert, sind sogar Zweifel an die Korrektheit der eingereichten Anlage EKS
zu richten.

Da der KlÃ¤ger bis zum Schluss der mÃ¼ndlichen Verhandlung seiner
Nachweispflicht nicht genÃ¼gen konnte, war die Klage abzuweisen.
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II. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 S. 1 SGG.

Â 

Erstellt am: 22.06.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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